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bare Energien betonen wir die Bedeutung der nachhaltigen Produktion und Verwendung 
von Biotreibstoffen, inklusive wissenschaftlicher Standards und Indikatoren. Zudem haben 
wir uns verpflichtet, die Erforschung und Entwicklung von Biotreibstoffen der zweiten Ge-
neration voranzutreiben. Hinsichtlich der Kernenergie beobachten wir, dass eine wachsende 
Zahl von Ländern ihr Interesse an Kernenergie bekundet hat – als Maßnahme, dem Klima-
wandel und den Bedenken hinsichtlich der Energiesicherheit zu begegnen. Japan schlug 
vor, eine internationale Initiative zu beginnen, welche auf der „drei S“-basierten Kernener-
gieinfrastruktur (Safeguards against proliferation, Safety of nuclear energy, Security against 
nuclear terrorism – Sicherheitsmaßnahmen gegen Weiterverbreitung, Sichere Kernenergie, 
Sicherheit vor Atomterrorismus) beruht. Im Bezug auf Anpassung vereinbarten wir, die Ko-
operation mit Entwicklungsländern fortzusetzen und auszubauen, einschließlich verstärkter 
Unterstützung bei ihren Bemühungen, sich dem Klimawandel anzupassen. Technologisch 
einigten wir uns darauf, eine internationale Initiative zu erschaffen, um eine Roadmap für 
innovative Technologien zu entwickeln. Wir betonen die Bedeutung von Forschung und Ent-
wicklung (R&D) und verpflichten uns, Investitionen in R&D zu erhöhen. Bisher haben G8-
Mitglieder für den Zeitraum der nächsten Jahre über zehn Mrd. US-Dollar pro Jahr zugesagt. 
Finanziell begrüßen und unterstützen wir die Gründung des Klimainvestitionsfonds und des 
Strategischen Klimafonds. G8-Mitgliedstaaten haben bisher ungefähr sechs Mrd. US-Dollar 
als Direktinvestitionsbeitrag zugesagt und heißen die Unterstützung durch andere Spen-
der willkommen. Marktmechanismen wie der Emissionshandel in und zwischen Ländern, 
Steuerbegünstigungen, Regulation auf der Grundlage von Leistung, Gebühren oder Steuern 
und Kennzeichnung werten wir als kosteneffektive Mittel, die den Emissionsausstoß zu re-
duzieren helfen. Wir betonen, dass die Bestrebungen im Rahmen der WTO-Verhandlungen, 
Zollbarrieren und andere Barrieren für Umweltprodukte und Dienstleistungen abzuschaf-
fen, ausgebaut werden sollten. Es sollte erwägt werden, die Reduktion und Abschaffung von 
Handelsbarrieren für solche Produkte und Dienste auf freiwilliger Basis vorzunehmen.

Wir stellen den bedeutenden Fortschritt fest, der von den multilateralen Entwicklungs-
banken mit Blick auf das Clean Energy Investment Framework (CEIF) erreicht wurde und 
begrüßen ihr gemeinsames Bestreben, öffentliche und private Investitionen in Höhe von 
über 100 Mrd. US-Dollar einzuwerben.

Wir stellen außerdem fest, wie wichtig es ist, ökologische Themen wie Forstwirtschaft, 
Biodiversität, die „drei R“ (Reduce, Reuse, Recycle – Reduzierung, Wiederverwendung, Re-
cycling) und Bildung für nachhaltige Entwicklung anzugehen.

Wir haben Führungskräfte anderer großer Industrienationen getroffen und den positiven 
Beitrag des Major Economies Leaders Meeting zum UNFCCC unterstützt.

Gutachter, verweigert Gefährlichkeitsprognosen!

Erklärung des Komitees für Grundrechte und Demokratie zur 
Sicherungsverwahrung nach Jugendstrafrecht vom 4. Juli 2008 (Wortlaut)

Wenn Kriminalität öffentlich diskutiert wird – meist nach besonders brutalen, medial breit dokumen-
tierten Überfällen –, schlägt die Stunde der Boulevardmedien und populistischen Politiker: Während im-
mer wieder von der Notwendigkeit der „Prävention“ die Rede ist, bleibt in ihrem Diskurs als praktisches 
Mittel zur Bekämpfung der Kriminalität regelmäßig nur die gesetzliche Verschärfung des Strafrechts. 
Auch wenn keineswegs belegt ist, dass schärfere Strafen tatsächlich einen Rückgang der Kriminalität 
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bewirken, lässt sich die politische Klasse von den vermeintlichen „Stimmen des Volkes“ zunehmend in 
Geiselhaft nehmen. Die Folge ist eine lange Kette immer weiterer gesetzlicher Ausweitungen des Straf-
maßes, die Einführung neuer Straftatbestände oder auch die kürzlich verschärfte Führungsaufsicht.
Wiederholt verschärft wurde zuletzt auch die Regelung zur Sicherungsverwahrung. Weitgehend abseits 
der medialen Öffentlichkeit beschlossen Bundestag und Bundesrat unlängst, diese auch in direktem An-
schluss an eine Jugendstrafe zu ermöglichen. Wir dokumentieren eine Kritik dieses Gesetzes durch das 
Komitee für Grundrechte und Demokratie. – D. Red.

Innerhalb von elf Jahren tritt die sechste Verschärfung des „Rechts“ der Sicherungsverwah-
rung in Kraft – und noch weiter gehende Entwürfe liegen bereits in parteipolitischen Wahl-
kampf-Schubladen, zum Teil auf dünnem parlamentarischen Eis. Am 20. Juni 2008 traf es 
im Bundestag einmal mehr das Jugendstrafrecht, wie von der SPD bereits in der hessischen 
Wahlkampfauseinandersetzung mit Ministerpräsident Roland Koch angekündigt, nun gibt 
auch der Bundesrat am 4. Juli 2008 grünes Licht: Auch nach Verbüßung einer längeren Ju-
gendstrafe wegen bestimmter schwerwiegender Delikte kann in Zukunft nachträglich die 
Sicherungsverwahrung angeordnet werden (Neufassung des Paragraphen 7 Jugendge-
richtsgesetz). Das heißt konkret: Hat ein Verurteilter im Alter von 22 Jahren (oder darüber) 
bereits eine mindestens siebenjährige Jugendstrafe verbüßt, kann ein Gericht nachträglich 
anordnen, dass er – auf der Grundlage einer von zwei Sachverständigen begründeten Ge-
fährlichkeitsprognose – bis auf Weiteres (und im Extremfall sein Leben lang) in Haft bleibt: 
Die Bestrafung mit dem sozialen Tod, kaum dass das eigenverantwortliche Leben richtig be-
gonnen hat...

Nun erscheint das Ziel des Jugendstrafrechts, das derselbe Gesetzgeber vor gerade mal 
einem halben Jahr in Paragraph 2 desselben Gesetzes verankert hat, in einem ganz ande-
ren Licht: Die Anwendung des Jugendstrafrechts solle vor allem „erneuten Straftaten eines 
Jugendlichen oder Heranwachsenden entgegenwirken“; und um dieses Ziel zu erreichen, 
seien die Rechtsfolgen „vorrangig am Erziehungsgedanken auszurichten“. Mit der schritt-
weisen Einführung der Sicherungsverwahrung ins Jugendstrafrecht wird jenes hehre Ziel 
in ebensolchen Schritten verlassen. Im Rechtsausschuss des Bundestages haben die ange-
hörten Expertinnen und Experten den Entwurf deshalb (einmal mehr) einhellig abgelehnt 
– die Regierungsmehrheit hat dies (einmal mehr) überhaupt nicht angefochten.

Die Sicherungsverwahrung war immer schon ein Stachel im Fleisch eines sozialen, libe-
ralen und rechtsstaatlichen Strafrechts, ein Stachel, der mit den Verschärfungen der letz-
ten Jahre immer tiefer getrieben wurde. Die Einführung der nachträglichen Sicherungs-
verwahrung (2004) hat weitere zentrale menschenrechtliche Prinzipien der Kriminalpolitik 
angetastet – dass das Bundesverfassungsgericht solches abgesegnet hat, macht den Skandal 
nicht erträglicher. Dass die herrschende Sicherheitspolitik nicht einmal mehr davor zurück-
schreckt, junge Menschen auf Dauer im Knast einzumauern, löst Entsetzen aus.

Das Komitee für Grundrechte und Demokratie appelliert an die – sicherheitspolitisch in 
die Pflicht genommenen – psychiatrischen und psychologischen Sachverständigen, solche 
Gutachten-Aufträge zu verweigern: Sie sind weder mit ihren Regeln der Kunst noch mit dem 
Prinzip „nihil nocere“ [das heißt: niemandem zu schaden, d. Red.] zu vereinbaren!
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